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Landgericht Ulm

Beweisbeschluss

In dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Dr. Stoll & Sauer Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Einsteinallee 1/1, 77933 
Lahr 

gegen

1) Erwin Hymer Center Bad Waldsee GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer, Bibera- 
cher Straße 92, 88339 Bad Waldsee 
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigte: 
 

2) FCA Italy S.p.A, vertreten durch d. Vorstand, c/o FCA Germany AG, Hanauer Landstraße 
166, 60314 Frankfurt am Main, Corso Giovanni Agnelli 200, 10135 Turin, Italien 
- Beklagte -

 
 

 

Streithelferin zu 1: 
Hymer GmbH & Co. KG, vertreten durch die HYMERERIBA GmbH, diese wiederum vertreten 
durch die Geschäftsführer Christian Bauer, Markus Dorner und Hans-Georg Rauh, Holzstraße 
19, 88339 Bad Waldsee 

Prozessbevollmächtigte: 

Streithelferin zu 1 und 2: 
FCA Germany AG, vertreten durch d. Vorstand, Bahnhofsplatz 1, 65428 Rüsselsheim



Prozessbevollmächtigte: 
 

 

wegen Abgasskandal

hat das Landgericht Ulm - 6. Zivilkammer - durch die Richterin Dr. Chertkova als Einzelrichterin 

am 10.03.2022 aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 14.02.2022 beschlossen:

I.

Es ist Beweis zu erheben über die folgenden Behauptungen des Klägers durch Einholung eines 

schriftlichen Sachverständigengutachtens:

1. 

In dem vorliegenden Fahrzeug seien Sensoren eingebaut worden, welche innerhalb von 5 Sekun- 

den nach dem Motorstart die Ansaugluft-, Kühlwasser- und Abgastemperatur messen. Seien die- 

se gleich hoch (das Temperaturfenster betrage je nach Baugruppe 15°C bis 34°C, oder 20°C bis 

40°C, oder 20°C bis 60°C – Letzteres beim F1CE3481E - bei einer Vorgabe betreffend den 

NEFZ-Zyklus von einer Kaltstarttemperatur zwischen 20°C und 30°C) werde ein Signal entsandt, 

sodass die Software annehme, sich möglicherweise in einer Prüfsituation zu befinden. Als Befehl 

werde dem Programm „Motorlauf prüfen“ erteilt. Die NEFZ-Software werde eingeschaltet. Die Ab- 

gasreinigung laufe. Damit sichergestellt werde, dass die Abgasreinigung nur auf dem Prüfstand 

eingeschaltet ist und im Übrigen nicht, würden in einem zweiten Schritt Abschalteinrichtungen 

verbaut, welche prüfen, wann die NEFZ-Fahrt beendet werde, sodass die Abgasreinigung dann 

ausgeschaltet werde. Diese Abschalteinrichtungen würden sich zum Teil unterscheiden, hätten 

jedoch dasselbe Ziel – eine optimale Abgasreinigung der Zulassungsbehörde und im Ergebnis – 

dem Kunden – vorzutäuschen.

2. 

Die Umgebungsbedingungen würden vor dem Motorstart von dem Software-Gerät ausgewertet 

werden. Sprechen diese für das Vorliegen eines NEFZ-Prüfstandes, schalte sich die Abgasreini- 

gung ein. 

Im nächsten Schritt würden andere Parameter von dem Programm geprüft, wobei diese Prüfung
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die ganze Zeit am Laufen sei. Denn die Abgasreinigung ürfe nicht länger erfolgen, als unbedingt 

notwendig. Aus diesem Grund werde auch hier zunächst ein Timer eingesetzt, welcher nach 21,8 

Minuten die Abgasreinigung einstelle.

Darüber hinaus werde auch ein anderer Timer benutzt, dieser sorge dafür, dass im Falle des Auf-

tretens von Störgrößen (dazu sogleich) die AGR-Rate nach 240 Sekunden (4 Minuten) auf Null 

gesetzt werde.

Im Rahmen der Feststellungen betreffend ein EU6-Modell werde bei einer Temperatur von 15°C 

bis 39°C der Korrekturfaktor der AGR-Steuerung im normalen „Straßenbetrieb“ von 100 % auf 

Null gefahren, sodass die Abgasreinigung abgeschaltet werde. Anders verhält sich die AGR-Rate 

auf dem NEFZ-Prüfstand, dann funktioniere diese zu 100 %.

Der Sachverständige soll sich mit der 

Behauptung des Klägers, wie oben ausgeführt, sowie in seinen Schriftsätzen und im Protokoll 

der mündlichen Verhandlung vom 14.02.22 und 

den Einwendungen der Beklagten in ihren Schriftsätzen und im Protokoll der mündlichen Ver-

handlung vom 14.02.22

auseinandersetzen und dabei den gesamten Parteivortrag berücksichtigen.

II. 

Zum Sachverständigen wird bestimmt:

Benjamin Ellwanger

Pauly & Partner Ingenieurbüro für das Kraftfahrzeugwesen

Am Westkai 45A

70329 Stuttgart

 

III. 

Die Klagepartei hat einen Auslagenvorschuss von 30.000,00 € einzuzahlen.

Die Versendung der Akten zum Sachverständigen wird davon abhängig gemacht, dass bis spä-

testens 29.03.2022 die Einzahlung des Auslagenvorschusses dem Gericht nachgewiesen wird.
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